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A Finanzielle Auswirkungen 24-V-20-0001
Mit der antragsgemafen Entscheidung sind
keine finanziellen Auswirkungen verbunden
|:| finanzielle Auswirkungen verbunden (> in diesem Fall bitte weiter ausfiillen)
| Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat
Prognose Zuschussbedarf
HMS-Ampel [ ]rot [ Jgriin abs.:
in %:
Il Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat
Budget verfiigte Ausgaben (lst)
Investitionscontrolling |:| Investition |:| Instandhaltung abs.:
in %:
Il Ubersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage
Es handelt sich um |:| Mehrkosten Dbudgettechnische Umsetzung
. Gesamt- ..davon Finanzierung Kontierung
Typ | Jahr Bezeichnung . .
kosten APL/UPL (Sperre, Ertrag) (Objekt und Konto)

Summe einmalige Kosten:

Summe Folgekosten:

Bei Bedarf Hinweise | Erlauterung (max. 750 Zeichen)
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B Kurzbeschreibung des Vorhabens (verpflichtend)

(Die Inhalte dieses Feldes werden [auf3er bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen] im Internet/Intranet verdffentlicht. Es dirfen hier
keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme: Einwilligungserklarung des/der
Betroffenen liegt vor). Erganzende Erlauterungen, soweit erforderlich, siehe D. Begriindung, Pkt. II)

Kenntnisnahme und Genehmigung der Budgetgrundsatze 2024 ff.

C Beschlussvorschlag

1) Die Stadtverordnetenversammlung beschlief3t:
a) Die Budgetgrundsatze 2024 ff des Amtes 20 (Anlage 1) werden zur Kenntnis genommen.

b) Dem Magistrat werden die Entscheidungsbefugnisse in den Bereichen

- Mittelfreigabe / Grundsatzgenehmigung
- Softwarebeschaffung
- Grundsticksgeschafte

gemal der Anlage 2a riickwirkend zum 01.01.2024 (bertragen.

2) Der Magistrat beschlief3t:
a) Die Budgetgrundsatze 2024 ff des Amtes 20 (Anlage 1) treten riickwirkend zum 01.01.2024 in
Kraft.

b) Unter der Bedingung, dass die Stadtverordnetenversammlung die Entscheidung zu 1) b) trifft,
Ubertragt der Magistrat die ihm Ubertragenen Entscheidungsbefugnisse im Bereich

- Mittelfreigabe / Grundsatzgenehmigung
- Softwarebeschaffung
- Grundstiicksgeschafte

sowie die Entscheidungsbefugnisse in den Bereichen

- Haushaltsvorgriffe / Vorgriff auf Verpflichtungsermachtigungen
- AulBer-/ GiberplanmafRige Ausgaben

gemal der Anlage 2b an den Stadtkammerer, den Dezernenten / die Dezernentin des Liegen-
schaftsamtes, die Amtsleitung des Liegenschaftsamtes, die Amtsleitung der Kdmmerei, die Team-
leitung 2002 sowie alle tibrigen Amtsleitungen und Dezernenten / Dezernentinnen.

D Begrindung

I. Auswirkungen der Sitzungsvorlage

(Angaben zu Zielen, Zielgruppen, Wirkungen/MessgroRRen, Quantitat, Qualitdt, Auswirkungen im Konzern auf andere Bereiche, Zeitplan, Erfolgs-
kontrolle)

Die Budgetgrundséatze 2024 ff wurden - neben der allg. redaktionellen Uberarbeitung (Aktual_i.sierung von
Begriffen / Gesellschaften, Umformulierung / Ausformulierung von Kapiteln ohne inhaltliche Anderungen,
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Anpassung auf den einjahrigen Haushalt, Entfernung der Regelungen zum Sperrvermerk Kassenwirksam-
keit) - in folgenden Punkten Gberarbeitet:

inhaltliche Ergénzungen / Anderungen:

Seite 4 (Budgetgrundsétze):

Der Punkt 1.1 ,Allgemeines® wurde zur Verdeutlichung der Abgrenzung der Teilbereiche des Haus-
halts um eine Grafik erganzt.

Seite 8/ 19

Die Integration aller Instandhaltungen in den Ergebnishaushalt erfolgte im Jahr 2021 und die bereits in
die Budgetgrundsatze 2022/2023 aufgenommen Regelungen zu den Instandhaltungen wurden kon-
kretisiert sowie den einzelnen Kapiteln der Budgetgrundsatze zugeordnet (z. B. Budgetstruktur, Gber-
planmafige und aufRerplanmafige Aufwendungen im Ergebnishaushalt).

Auf Seite 8 wurden die zum Budgetergebnis 2 gehdrenden Kostenarten Uberarbeitet.

Des Weiteren wurden auf Seite 19 die Deckungsregeln naher erlautert. Das Budgetergebnis 2 ist in-
nerhalb eines Dezernates gegenseitig deckungsfahig. Bei gro3en Instandhaltungsmafinahmen ab
800.000 € sind auRerdem die genehmigten Gesamtkosten zu beachten, die nicht tiberschritten wer-
den durfen.

Seite 9

Das Thema ,Einzelbudgets® wurde um die Festlegung erganzt, welche Bereiche bei der Stadt Wiesba-
den als Einzelbudgets gefiihrt werden:

- Ortsbeitrate

- Stadtverordnetenversammlung
- Fraktionen

- Personalrdte

- Friedhofe / Legatgraber.

Seiten 10/ 19

Aufgrund der immer wieder auftretenden Unsicherheiten, wann im Ergebnishaushalt ein au3erplanma-
Riger Aufwand vorliegt, wurde dieser wie folgt definiert:

»2AulerplanmaRiger Aufwand bedarf immer einer Genehmigung. Er liegt
vor, wenn eine neue, nicht geplante Aufgabe wahrgenommen wird oder
eine erhebliche Leistungsausweitung stattfindet".

Seite 10

Zur Verdeutlichung, dass es sich bei den Mitteln der Dezernentinnen / Dezernenten nicht um die ge-
setzlich geregelten Verfigungsmittel handelt, wurde die Empfehlung, bei kiinftigen Planungen die Mit-
tel an den Stellen zu veranschlagen, an denen die Auszahlungen erfolgen sollen, eine Pflicht.

Seiten 13/ 15

Soll fir die Planung einer BaumalRnahme ein externes Biro beauftragt werden, missen die hierfir er-
forderlichen Mittel genehmigt sein. Die Freigabe erfolgt tiber den Vordruck Mittelfreigabe durch den
Stadtkdmmerer. Bisher wurden in diesem Rahmen nur bereits veranschlagte Mittel (Ansatz auf einem
investiven Projekt oder Vorplanungsmittel) freigegeben. Die Mittelfreigabe wurde um die Mdglichkeit
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erweitert, dass die erforderlichen Mittel auRerplanmafig bereitgestellt werden kénnen, die entspre-
chende Deckung ist auf dem Vordruck ,Mittelfreigabe“ anzugeben.

Dies wurde auch in den Ausfiihrungen zur Plausibilitatsprifung erganzt.

Seite 15:

Auf Wunsch des Revisionsamtes (erster Absatz), das flir die f’lausibilitétsprﬂfung zustandig ist, und
dem Finanzdezernat (zweiter Absatz) wurde hinsichtlich der Uberschaubarkeit eines Vorhabens fol-
gende Festlegung flir die Inhalte der Ausfiihrungsvorlage erganzt:

»Des Weiteren soll aus einer Historie hervorgehen, welche Beschlisse im Zu-
sammenhang mit dem Bauvorhaben bereits erfolgt sind und welche Sitzungs-
vorlagen kiinftig noch eingebracht werden miissen (z. B. Ubernahme Biirg-
schaften, Erbbauvertrage usw.).

Sofern mit der Baumalinahme unabweisbare einmalige (z. B. Einrichtungs- oder
Umzugskosten) oder dauerhafte (z. B. (Mehr-)Aufwendungen flir Energie, aber
auch Personalkosten) Folgekosten verbunden sind, sind diese ebenfalls in der
Ausflihrungsvorlage aufzufiihren und zu erlautern.”

Seite 16

Bzgl. der Beschaffung von Fahrzeugen wurden die Regelungen dahingegen geandert,
dass zwar weiterhin bei der Ersatzbeschaffung eine Auslastung des Fahrzeuges nach-
gewiesen werden muss, diese aber nicht mehr bei mind. 75 % liegen muss.

Des Weiteren wurde auf den Seiten 16 und 20 hinsichtlich der Ma3nahmen aus Programmen die Fest-
legung aufgenommen, dass sich die genehmigten Gesamtkosten auf die Summe aller Einzelmal3nah-
men eines Programms beziehen. Diese Festlegung ist v. a. hinsichtlich der gegenseitigen Deckungs-
fahigkeit wichtig (s. auch Anlage 2 der Sitzungsvorlage).

Seite 17

Beim Thema ,Investitionszuschiisse“ wurde die Notwendigkeit einer Grundsatzgenehmigung bei Zu-
schissen fir Beschaffungen erganzt. Diese ist erforderlich, auch wenn stadtische Beschaffungen ge-
nehmigungsfrei sind (s. auch Anlage 2 der Sitzungsvorlage).

Seiten 17 /18 /25

Die Regelungen zu den Grundstlicksgeschéaften und der strategischen Baulandbevorratung / aktiven
Bodenpolitik wurden Uberabeitet. In diesem Zusammenhang wurde die Anlage 1 entfernt und die
neuen Entscheidungsbefugnisse direkt in das Kapitel eingearbeitet (s. auch Anlage 2 der Sitzungsvor-
lage):

Ausschuss fiir Finanzen und Beteiligungen Uber 7,5 Mio. €
Magistrat 5,0 Mio. € bis

7,5 Mio. €
Dezernent fiir Bauen und Verkehr Bis 5,0 Mio. €
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Des Weiteren wurde der ehemalige Abschnitt 2.2.2.5 ,Budgetverschiebung aufgrund Grundstucks-
Ubergaben innerhalb stadtischer Amter® gestrichen, da es im Rahmen der strategischen Baulandbe-
vorratung / aktiven Bodenpolitik gemaf Beschluss 0587 der Stadtverordnetenversammlung vom
15.12.2022 keine stadtinternen Kontrakte / Verrechnungen mehr geben wird.

Seite 19

Aus Grinden der Verwaltungsvereinfachung wurde bei den Umbuchungen im Ergebnisbereich eine
Bagatellgrenze eingefiihrt: Es wird grundséatzlich auf Budgetumbuchungen < 100 € verzichtet, da
diese Betrage keine signifikanten Auswirkungen auf die Amtssteuerung haben (s. auch Anlage 2 der
Sitzungsvorlage).

Seite 20

Um den investiven Budgetabschluss zu vereinfachen und zu beschleunigen, ist die Kdmmerei berech-
tigt, Uberschreitungen bis zu einem Betrag von 1.000 € formlos im Rahmen des Budgetabschlusses
auszugleichen. Die Deckung erfolgt in Absprache mit dem Fachbereich (s. auch Anlage 2 der Sit-
zungsvorlage).

Seite 21

Aufgrund der Baukostensteigerungen im investiven Bereich wurden die Betragsgrenzen fiir die Ge-
nehmigung von Vorgriffen angehoben. Die neuen Entscheidungsbefugnisse sind der Anlage 2 b zu
entnehmen.

Seite 24

Die Entscheidungsbefugnisse Uber die Leistung liber- und aulerplanmafiger Ausgaben wurden in
mehrfacher Hinsicht tiberarbeitet. Die neuen Regelungen wurden in der Anlage 2 b erganzt:

- Erhéhung der Betragsgrenzen aufgrund der allgemeinen Kostensteigerungen:

Innerhalb eines De- | Zwischen zwei Dezerna-
zernates ten
Amtsleitun < 25.000 € (vorher 10.000 € und keine Genehmi-
9 gung zwischen zwei Dezernaten)
Dezernent/in <50.000 € (vorher 25.000 €)
Amtsleitung Kdmmerei < 100.000 € (Vorher 50.000 €)
Stadtkdmmerer <200.000 € (vorher 100.000 €)
Magistrat <500.000 € (vorher 200.000 €)
f;?:rtr‘]’lifédnete"ver' > 500.000 € (vorher FinBet 200.000 € - 500.000 €)

- Erhéhung des Prozentsatzes bei reinen Baukostensteigerungen von 15 % auf 25 % (bis zu die-
sem Prozentsatz wird auf eine Upl-Genehmigung verzichtet)

- Bei gewlinschten Verschiebungen zwischen zwei Dezernaten war die Genehmigung der / des
abgebenden Dezernentin / en erforderlich. Um das Verfahren an dieser Stelle zu erleichtern,
erfolgt ab 2024 die Genehmigung entsprechend der Wertgrenzen, es ist die Unterschrift der
Amtsleitung / des Dezernates, die / das Budget abgibt, erforderlich.
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Seite 25

Die Regelung, dass die haushaltstechnische Umsetzung einer beantragten liber- bzw. aulerplanméa-
Rigen Ausgabe erst nach Vorliegen der endgliltigen Genehmigung / Beschlussfassung erfolgt, wurde
zur Beschleunigung des Budgetabschluss wie folgt angepasst (s. auch Anlage 2 der Sitzungsvorlage):

+~Ausnahme: Die Kdmmerei ist erméachtigt, im Budgetabschluss bereits beantragte,
aber noch nicht von den Gremien beschlossene liber- bzw. auflerplanmalige
Ausgaben vorbehaltlich der Beschlussfassung einzubuchen, um den Budgetab-
schluss zu beschleunigen. Sollte nicht antragsgemaf entschieden werden, wer-
den die Anderungen nachtraglich vorgenommen.*

Seite 25 f

Da die Seite 2 des Sitzungsvorlagenvordrucks (finanzielle Auswirkungen) in regelmafRigen Abstéanden
Uberarbeitet wird, wurde die Anleitung zum Ausfillen dieser aus den Budgetgrundséatzen entfernt und
stattdessen ein Link zu der Anleitung in der Wissensdatenbank der Kdmmerei, die laufend gepflegt
wird, hinterlegt.

Seite 26

Nach der (DAWI-)De-minimis-Verordnung sind geringfligige Beihilfen freigestellt, da davon ausgegan-
gen wird, dass sie keine Auswirkungen auf den Wettbewerb und den Handel im Binnenmarkt haben.
Die Europaische Kommission hat in den beiden neuen Verordnungen die Schwellenwerte angehoben,
um der Inflation Rechnung zu tragen:

e De-minimis-Verordnung: Anhebung des Hoéchstbetrags pro Unternehmen Gber drei Jahre von
200.000 € auf 300.000 €,

e DAWI-De-minimis-Verordnung: Anhebung des Hoéchstbetrags pro Unternehmen tber drei Jahre
von 500.000 € auf 750.000 €

Seite 36

Die Kosten fiir den ARD / ZDF Beitragsservice wurden bislang unterjahrig von Amt 15 getragen und
am Jahresende auf den Querschnittssammler der jeweiligen Amter nach dem Verursacherprinzip ver-
rechnet.

Es wird prinzipiell daran festgehalten, dass Amt 15 weiterhin flir die Beitragsrechnung in Vorleistung
tritt. Ab dem Haushaltsplan 2024ff wird Amt 15 (in Absprache mit Amt 20) jedoch fiir die Verrechnung
der Kosten hilfsweise die statistische Kennzahl ,Anzahl Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Amt 11
nutzen.

Seite 37 f

Der Prozess der Miet- und Nebenkosten anderte sich mit den Haushaltsplanaufstellung 2024 und
wurde entsprechend in den Budgetgrundsatzen aktualisiert. Die Miet- und Nebenkosten werden im
Plan nicht mehr verrechnet, sondern die von Amt 64 ermitteltet Betrdge mtiissen von den Fachberei-
chen eigenverantwortlich geplant werden.

Einsparungen im Mietbudget stehen den Fachbereichen zukunftig zur Verfligung. Alle Flachenredukti-
onen mussen im Vorfeld mit Amt 15 und Amt 64 individuell abgestimmt werden.

Bei Flachenausweitungen muss der Mehrbedarf innerhalb des Dezernatsbudgets des betroffenen
Fachbereichs finanziert werden.

Unberiihrt von der Anderung bleiben die Ist-Verrechnungen der Miet- und Nebenkosten.
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Des Weiteren wurde die Anlage 2 mit den Delegationen aktualisiert. Alle Anderungen in den Budget-
grundsatzen, die Auswirkung auf die Delegationen haben, wurden erganzt. Sie sind fett markiert und
unterstrichen.

Die Anlage 2a enthalt die drei Bereiche, flir die die Stadtverordnetenversammlung originar zustandig
ist und die sie an den Magistrat delegiert:

- Mittelfreigabe / Grundsatzgenehmigung
- Softwarebeschaffung
- Grundsticksgeschafte.

Die Anlage 2b enthalt die Bereiche, flir die der Magistrat originar zustandig ist bzw. aufgrund der Dele-
gation der Stadtverordnetenversammlung, und die dieser an Dezernenten / Amtsleitungen etc. dele-
giert:

Zustandigkeit aufgrund der Delegation der Stadtverordnetenversammlung:

- Mittelfreigabe / Grundsatzgenehmigung
- Softwarebeschaffung
- Grundstiicksgeschafte

Originare Zustandigkeit:

- Haushaltsvorgriffe / Vorgriff auf Verpflichtungsermachtigungen
- AulBer-/ iberplanméafRige Ausgaben.

Il. Ergdnzende Erlauterungen

(Demografische Entwicklung, Umsetzung Barrierefreiheit, Klimaschutz/Klima-Anpassung, etc.)

[ll. Gepriifte Alternativen

(Hier sind die Alternativen darzustellen, welche zwar gepruft wurden, aber nicht zum Zuge kommen sollen)

IV. Offentlichkeitsarbeit | Biirgerbeteiligung

(Hier sind Informationen Uber Blrgerbeteiligungen in Projekten einzufliigen)
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Bestatigung der Dezernent*innen

in Vertretung

. . Digital
Dr. Patr|C|a unterschrieben von

Dr. Patricia Becher

BeC h er Datum: 2024.03.01
11:24:53 +01'00'

Dr. Becher
Stadtratin
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B  Kurzbeschreibung des Vorhabens (verpflichtend)



(Die Inhalte dieses Feldes werden [außer bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen] im Internet/Intranet veröffentlicht. Es dürfen hier keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme: Einwilligungserklärung des/der Betroffenen liegt vor). Ergänzende Erläuterungen, soweit erforderlich, siehe D. Begründung, Pkt. II)
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I. Auswirkungen der Sitzungsvorlage

(Angaben zu Zielen, Zielgruppen, Wirkungen/Messgrößen, Quantität, Qualität, Auswirkungen im Konzern auf andere Bereiche, Zeitplan, Erfolgskontrolle)

     

II. Ergänzende Erläuterungen
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III. Geprüfte Alternativen

(Hier sind die Alternativen darzustellen, welche zwar geprüft wurden, aber nicht zum Zuge kommen sollen)

     

IV. Öffentlichkeitsarbeit | Bürgerbeteiligung
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